
Im Detail zeigt die OPC-UA-Publisher/Subscriber-Anwendung die garantierte
Ausführung der Kommunikation zwischen Steuerungen und die deterministi-
sche Kommunikation über eine bestehende TSN-Ethernet-Infrastruktur. Dabei

laufen Steuerungsaufgaben und Datenverkehr über ein gemeinsames TSN-fähiges
Ethernet-Netz, ohne dass der Datenaustausch in Echtzeit gefährdet oder Band-
breite verschwendet wird. Anforderungen von »Industrie 4.0« sollen auf diese
Weise besser abgedeckt werden. Softings Publisher/Subscriber-Modell-Anwen-
dung basiert auf bewährten Konzepten für eine industrielle Netzarchitektur und
befindet sich zurzeit bei der OPC Foundation im Spezifizierungsprozess.

Neues OPC-UA-Client-Interface 

Die neue Version 4.10 von Softings »dataFEED OPC Suite« stellt jetzt OPC-UA-
Client-Funktionalität zur Verfügung und kann in verschiedensten OPC-UA-Gate-
way-Lösungen eingesetzt werden. Geräte mit integriertem OPC-UA-Server, wie
z.B. Steuerungen von B&R und Beckhoff oder der RFID-Reader von Harting, lassen
sich nun einfach und kostengünstig in bestehende OPC-Classic-Umgebungen inte-
grieren. Anwender können auf diese Weise eine schrittweise Umsetzung von »In-
dustrie 4.0«-Lösungen unter Einbeziehung ihrer bestehenden OPC-Classic-Kompo-
nenten durchführen. Darüber hinaus stellt die »dataFEED OPC Suite« eine Logger-
Funktionalität für OPC-UA-Server zur Verfügung. Prozessdaten einer Steuerung
mit integriertem OPC-UA-Server lassen sich damit in einer Datei oder einer Daten-
bank speichern. Dank der neuen OPC-UA-Client-Funktionalität dient die »Data-
FEED OPC Suite« nicht nur als Gateway zwischen OPC-Classic- und OPC-UA-An-
wendungen, sondern fungiert auch als zentrales Gateway zwischen mehreren
OPC-UA-Servern und -Clients. Die OPC-UA-Clients müssen sich nur mit einem 
OPC-UA-Server verbinden bzw. es muss nur ein aggregierter OPC-UA-Adressraum
verwaltet werden. Die integrierten Sicherheitsfunktionalitäten wie z.B. »User 
Authentication« inklusive Zertifikaten und Datenverschlüsselungen genügen höch-
sten Sicherheitsanforderungen und vervollständigen die Implementierung.  (r.PA./TR)
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INFOLINKs: www.softing.de  I www.myautomation.at

Mit dem Zahlungsverzugsgesetz wurde die Zahlungsverzugs-
richtlinie 2011/7/EU in Österreich umgesetzt. Die Zahlungsver-
zugsrichtlinie hatte das erklärte Ziel, die Belastungen für Unter-
nehmen durch die langen Zahlungsfristen und Verzögerungen
der Zahlungen zu vermindern, insbesondere durch folgende
Maßnahmen:
• Die Zahlungsfrist für die Unternehmen und die öffentliche
Hand darf in der Regel 30 Tage nicht überschreiten. Verlänge-
rungen im öffentlichen Bereich sind nur in speziellen Fällen mög-
lich: wenn es sich beim Auftraggeber z.B. um einen Gesund-
heitsdienstleister handelt, kann die Zahlungsfrist bis zu 60 Tage
betragen.
•  Bei Zahlungsverzug steht dem Gläubiger ein Pauschalbetrag
von 40 Euro zu, und zwar ohne dass ein Nachweis über einen
entstandenen Schaden erforderlich ist. Auch kann der Gläubiger
zusätzlich einen angemessenen Ersatz aller entstehenden Betrei-
bungskosten verlangen.
•  Die Vereinbarung eines niedrigeren als des gesetzlichen Satzes
für Verzugszinsen ist unzulässig.
•  Immer noch in der Praxis weitgehend unbekannt ist die Anhe-
bung des gesetzlichen Verzugszinssatzes von 8% über dem 
Basiszinssatz auf 9,2% über dem Basiszinssatz (derzeit -0,12%),
sodass der Zinssatz derzeit 9,08% beträgt.
Trotz dieser EU-weiten Maßnahmen zeigt sich in der Praxis, dass
insbesondere die Zahlungsmoral der öffentlichen Hand eine
wirtschaftliche Herausforderung vor allem für KMU darstellt.
Wie aus der aktuellen Trendumfrage des Kreditschutzverbandes
vom 1. September 2015 ersichtlich, zahlt die öffentliche Hand
durchschnittlich nach 38 Tagen und damit um acht Tage später
als Firmenkunden (Quelle: KSV1870). Trotzdem schrecken viele
kleine Unternehmen davor zurück, ihre Forderungen gegenüber
der öffentlichen Hand mit Nachdruck zu betreiben. Es empfiehlt
sich aber jedenfalls, in einem Mahnschreiben auf die gesetz -
lichen Zahlungsziele von grundsätzlich 30 Tagen explizit hin -
zuweisen, weiters den öffentlichen Auftraggeber auf sein säu-
miges Zahlungsverhalten aufmerksam zu machen, den Pauschal-
ersatz für den Zahlungsverzug in Höhe von 40 Euro sowie vor 
allem die Verzugszinsen von 9,08% ausdrücklich zu verlangen.
Immerhin stehen sie einem Unternehmen auch gesetzlich zu.
Zeigen die außergerichtlichen Maßnahmen keinen Erfolg, so
bleibt nur die gerichtliche Geltendmachung der Forderung samt
den angefallenen Zinsen als Entschädigung für die (lange) Ver-
fahrensdauer. Daher empfiehlt es sich, das außergerichtliche
Mahnwesen entsprechend nachdrücklich zu gestalten, um 
gerichtliche Auseinandersetzungen möglichst zu vermeiden.

Zahlungsverzug des 
öffentlichen Auftraggebers 

– welche Möglichkeiten habe ich?
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I WENN’S RECHT IST 

AUSTROMATISIERUNG

Softing (ÖV: Buxbaum Automation) hat erstmalig die

Publisher/Subscriber-Erweiterung des OPC-UA-Standards

als prototypisches Modell implementiert. Die Anwen-

dung nutzt dabei ein Standard-Ethernet-Netz für den

deterministischen Datenaustausch und verwendet dafür

den neuen TSN-Standard (Time-Sensitive Networking).

Deterministisch
im Standard-Ethernet

OPC-UA funktioniert mit TSN-Ethernet 
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